Anlage

Übersicht Kernelemente des Netzentgeltmodernisierungsgesetzes (NEMoG) vom 25. Januar 2017
Betreiber von dezentralen Stromerzeugungsanlagen erhalten gemäß Stromnetzentgeltverordnung Paragraf 18 vom Netzbetreiber ein Entgelt für die dezentrale Einspeisung, welches den gegenüber den vorgelagerten Netzebenen vermiedenen Netzentgelten ("vNE") entspricht. Die Kosten für vermiedene Netzentgelte betragen im bundesweiten Durchschnitt etwa 10 Prozent der gesamten Netzkosten.

Gemäß dem von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf sollen die vermiedenen Netzentgelte in mehreren Schritten abgeschafft werden: 

"Einfrieren": Rückwirkend zum 1. Januar 2017 soll die Berechnungsgrundlage für vermiedene Netzentgelte auf das Niveau des Jahres 2015 begrenzt werden. Die Netzentgelterhöhungen aus den Jahren 2016 und 2017 würden somit keinen Einfluss mehr auf vNE haben. 

· "Reduzierung Berechnungsgrundlage": Ab dem 1. Januar 2018 sollen bestimmte Kostenblöcke auf der Übertragungsnetzebene (Offshore-Netzanbindung, Erdverkabelung) heraus gerechnet werden, um vNE weiter zu verringern, was die vNE auf dem Niveau des Jahres 2015 nochmals um ca. 30 Prozent reduziert. 

· "Abschmelzen bei Bestandsanlagen": Für Bestandsanlagen sollen die vermiedenen Netzentgelte in Schritten von mindestens 10 Prozent jährlich abgesenkt werden. Die Abschmelzung soll bei Windenergieanlagen und PV-Anlagen („Anlagen mit volatiler Erzeugung“) ab dem 1. Januar 2018 und bei allen anderen Erzeugungsanlagen ab dem 1. Januar 2021 beginnen. 

· "Abschaffung für Neuanlagen": Ab dem 1. Januar 2018 sollen für neu in Betrieb Anlagen mit volatiler Erzeugung keine vermiedenen Netzentgelte mehr gewährt werden. Für alle anderen dezentralen Erzeugungsanlagen soll dies bei Inbetriebnahme ab dem 1. Januar 2021 gelten.
Das NEMoG-E sieht vor, dass Netzbetreiber bereits ab dem 1. Januar 2017 vermiedene Netzentgelte maximal auf dem Niveau des Jahres 2015 auszahlen dürfen. Die Entgelte für Netznutzung enthalten i.d.R. die für 2017 geplanten Aufwendungen für vermiedene Netzentgelte und dürfen unterjährig nicht angepasst werden. Die daraus resultierenden Mehrerlöse sollen bei der Entgeltbildung ab dem Kalenderjahr 2019 kostenmindernd berücksichtigt werden.


Die im Referentenentwurf vorgesehene Verordnungsermächtigung für die Vereinheitlichung der Netzentgelte auf ÜNB-Ebene ist ersatzlos entfallen. 
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